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BIBERACH (sz) - Geld und Wert-
marken hat ein Unbekannter in der
Nacht zum Donnerstag in Biberach
erbeutet. Der Dieb begab sich auf
eine Gelände in der Ulmer Straße.
Dort brach er einen Automat auf

und erbeutete Münzen und Wert-
marken. Die Polizei (Telefon 07351 /
4470) hat die Spuren gesichert und
die Ermittlungen aufgenommen.
Laut Bericht schätzen die Beamten
dem Schaden auf rund 200 Euro.

Polizeibericht
●

Unbekannter knackt Automaten in Biberach

BIBERACH - Mit 27 Ja-Stimmen und
22 Enthaltungen hat der Biberacher
Kreistag am Mittwoch für die Reso-
lution „Seebrücke. Schafft sichere
Häfen!“ gestimmt – ein verhaltenes
Zeichen. Der Landkreis erklärt sich
damit bereit, Flüchtlinge, die aus
Seenot gerettet wurden, bei sich auf-
zunehmen – sofern es dafür eine
staatliche Regelung gibt. Vorausge-
gangen war eine kontroverse Dis-
kussion.

Das Thema Seenotrettung und
Flüchtlingsaufnahme wurde in den
vergangenen Wochen und Monaten
rege diskutiert. Ein Grund hierfür
war der Antrag des Bündnisses für
Demokratie und Toleranz, „sichere
Häfen“ zu schaffen. Nachdem der
Sozialausschuss des Kreistags ein-
stimmig für die Resolution gestimmt
hatte (auch dort gab es einige Ent-
haltungen), den Kreis Biberach zu
einem „sicheren Hafen“ zu machen,
kam es auch unter den SZ-Lesern
und auf schwäbische.de zu Diskus-
sionen. Nun hatte auch der Kreistag
über dieses Thema abzustimmen.

Landrat Heiko Schmid betonte
einführend die humanitäre Notlage
auf dem Mittelmeer und die Not-
wendigkeit einer funktionierenden
Seenotrettung. Hierbei erinnerte er
daran, dass bereits bundesweit viele
Städte und Kommunen der Aktion
„Seebrücke“ beigetreten seien und
verwies auf die Verpflichtung ge-
genüber der Verfassung, dem
Rechtsstaat und dem internationa-
len Recht. Schmid verdeutlichte den
Mitgliedern und Gästen des Kreis-
tags, dass es das Ziel der vorliegende
Resolution sei, ein politisches Zei-
chen zu setzen. Der Landrat appel-
lierte an die Kommunen, sich für die
Aufnahme von in Seenot geratenen
Menschen bereit zu erklären. Vor al-
lem richte sich sein Appell an die
Bundesregierung und die Europäi-
sche Union, die menschliche Notla-
ge auf dem Mittelmeer zu beheben.

Diskussion über Zuständigkeit
Anschließend wurde der Antrag von
den Kreisräten diskutiert. Roland
Wersch (CDU) erklärte, dass sich
seine Fraktion bei der Abstimmung
uneinheitlich verhalten werde, den
Beschluss aber in keiner Weise ge-
fährden wolle. Wersch verwies auf
die vergangenen Jahre, berichtete
von Integrationserfolgen und vor-
bildlichem Verhalten in Bezug auf
Flüchtlingsarbeit im Landkreis. „Bei
diesem Thema sind wir die Letzten
in der Kette der Entscheidung. Un-
geachtet dessen sind wir natürlich
für Seenotrettung, aber die sicheren

Häfen sollten die Häfen sein, in de-
nen diese Schiffe starten“, so
Wersch. Dass die Besatzung von pri-
vater Seenotrettung kriminalisiert
werde, kritisierte Wersch und appel-
lierte an die Bundesregierung und
die EU für eine humanitäre Lösung. 

Mario Glaser (Freie Wähler),
auch Bürgermeister der Gemeinde
Schemmerhofen, schloss sich den
Worten Werschs an und ordnete die
Notlage am Mittelmeer als ein Ver-
sagen auf EU-Ebene ein. Glaser erin-
nerte ebenfalls an die vorbildliche
Flüchtlingsarbeit in der Vergangen-
heit, betonte aber, dass der Antrag
Biberach zu einem „sicheren Hafen“
zu machen, im Kreistag nichts zu su-
chen habe. Der Kreistag sei vor al-
lem für die Angelegenheiten des öf-
fentlichen Zusammenlebens vor Ort
zuständig und nicht für allgemein-
politische Themen, die die Kompe-
tenz des Kreistags überschreiten
würden. „Wenn uns staatliche The-
men übertragen werden, werden wir
sie natürlich annehmen, aber für die
Erstaufnahme ist der Landkreis
nicht erster Ansprechpartner.“

Humanitäre Verantwortung
„Über das humanitäre Elend und die
Fluchtursachen kann man philoso-
phieren. Aber viel wichtiger ist es,
das eigene Verhalten zu hinterfra-
gen“, sagte Thomas Fettback (SPD),
ehemaliger Oberbürgermeister von
Biberach. Er rief alle Kreisräte auf,
Verantwortung für Themen zu über-
nehmen, die jeden Einzelnen direkt
betreffen. „Für eine Lösung bedarf es
eines Aufrufs. Ich wünsche mir ei-
nen Landkreis, der mit diesem Be-
schluss ein starkes Signal setzt“, so
Fettback.

Eugen Schlachter (Grüne) kriti-
sierte, dass die Frage der Zuständig-
keit von vielen Kreisräten themati-
siert wurde. „Zuständigkeit haben
wir beim Thema Humanität alle. In
diesem Sinne sitzen wir mit den
Flüchtlingen im selben Boot“, legte
Schlachter dar und betonte, dass ein
einstimmiger Beschluss ein starkes
Signal sei. Auch Monika Koros-
Steigmiller („Frauen in den Kreis-
tag“), forderte die Räte auf, Verant-
wortung für Menschen in Todes-
angst zu übernehmen und die Auf-
rechterhaltung der Menschenrechte
zu gewährleisten.

Die Kreisrätin und frühere EU-
Abgeordnete Elisabeth Jeggle
(CDU) berichtete von Erfahrungen
und vorbildlichem Verhalten der
Gemeinden und Kommunen. In Be-
zug auf diese großen Not aber, die
sich abspiele, habe der Kreistag kei-
ne Kompetenz. „Der Rechtsstaat ist
unsere Grundlage“, betonte Jeggle
und fügte hinzu: „Wir haben nun mal
keinen Hafen, an den man mit einer
Brücke sicher anbinden könnte.“ Für
sie sei die Resolution allein ein Ap-
pell an die Bundesregierung, und
man könne nur Signale senden, bis
es auf europäischer Ebene zu einer
Lösung komme. 

Hans Petermann (Freie Wähler),
früherer Bürgermeister der Stadt
Riedlingen, ordnete die Problematik
als ein Versagen der Weltgemein-
schaft ein und erklärte, dass es für
tatsächlich ankommende Flüchtlin-
ge Städte und Gemeinden brauche,
die sich vorher zur Aufnahme bereit
erklären. Petermann skizzierte auch
die Schwierigkeiten der ehrenamtli-
chen Mitarbeiter in der Flüchtlings-
arbeit.

Schwaches Zeichen für Seenotrettung

Von Mesale Tolu
●

Migranten sitzen auf einem Boot der Hilfsorganisation Mediterranea Saving Humans, während sie vor der Küste
der italienischen Insel Lampedusa segeln. FOTO: DPA

Biberacher Kreistag unterstützt die Resolution „Seebrücke. Schafft sichere Häfen!“ 

Eine Vielzahl von Gästen hatte
sich im Kreistag eingefunden, um
die Abstimmung zum Antrag
„Seebrücke. Schafft sichere
Häfen!“ mitzuverfolgen. Darunter
auch Vertreter von Vereinen und
Initiativen, wie dem Interkultu-
rellen Forum für Flüchtlings-
arbeit (IFF) und der Ökume-
nischen Flüchtlingsarbeit
(ÖFA). Dagmar Rüdenburg (IFF),
sagte nach der Abstimmung,
dass der hohe Anteil an Ent-
haltungen „besorgniserregend“
sei. „Wenn man sich vor Augen
hält, dass der Beschluss selbst
relativ unverbindlich ist, sind
manche Äußerungen richtig
bedenklich zu beurteilen“, so
Rüdenburg. „Das bedeutet, dass
es noch viel in Richtung In-
tegration zu tun gibt“, stellte sie
fest. Auch Lucia Braß (ÖFA)
konnte das Stimmverhalten der
Kreisräte nicht ganz einordnen.
„Angesichts der Tatsache, dass
wir bereits mit vielen Kommunen
eine gute Zusammenarbeit füh-
ren, ist eine Enthaltung umso
fraglicher einzuordnen“, meinte
sie. „Es wäre natürlich besser
gewesen, wenn ein starkes
Signal aus diesem Kreistag ge-
sendet worden wäre“, fügte Braß
hinzu. „Viele Politiker denken
genau so, wie sie es auch im
Saal wirklich ausgedrückt ha-
ben“, sagte Braß. Sie freue sich
aber dennoch über das ein-
stimmige, wenn auch schwache,
Signal des Kreistags. (mtc)

Reaktionen

KISSLEGG (kab/sz) - Nach dem Be-
kanntwerden massiver Tierquälerei
in dem großen Milchviehbetrieb En-
dres in Bad Grönenbach im bayeri-
schen Allgäu sind auch zwei Höfe in
Kißlegg in den Blick der Behörden
gerückt. Das zuständige Ravensbur-
ger Veterinäramt hat im Auftrag von
Agrarminister Peter Hauk (CDU) die
Höfe überprüft.

Laut Ministerium haben die Kon-
trolleure keine Hinweise auf Miss-
handlungen der Tiere gefunden. Die
Tierärzte vom Landratsamt Ravens-
burg bescheinigen den Kühen einen
„ordentlichen Zustand“. Allerdings
würden die beiden Betriebsstätten in
Kißlegg in nächster Zeit verstärkt
Kontrollen unterzogen. Um die 300
Tiere dort kümmern sich demnach
nicht der bayerische Landwirt, son-
dern zwei Betriebsleiter vor Ort. Der
bayerische Landwirt hält insgesamt
1800 Kühe und 1000 Rinder an meh-
reren Höfen. 

Das Ministerium nimmt zudem zu
den Vorfällen Stellung: „Die Bilder
aus Bad Grönenbach, die wir aus den
Medien kennen, haben nichts mit un-
serer Vorstellung von Tierschutz und
Landwirtschaft zu tun, geschweige
denn decken sie sich mit geltendem
Recht und Gesetz“, erklärt eine Spre-
cherin von Minister Hauk. 

Ebenfalls am Mittwoch äußerte
sich auch der in Immenried lebende
CDU-Bundestagsabgeordnete Rai-
mund Haser: „Ich freue mich sehr da-
rüber, dass Landwirtschaftsminister
Peter Hauk aus eigenem Antrieb he-

raus rasch gehandelt und die in Ba-
den-Württemberg liegenden Höfe
hat überprüfen lassen“

Nichts sei im Sinne der Vertrau-
ensbildung wichtiger, als in einer sol-
chen Situation seitens der Regierung
Handlungsfähigkeit und Transpa-
renz zu zeigen, schreibt Haser in ei-
ner Stellungnahme. Und: „Das Ergeb-
nis der Untersuchungen deckt sich
mit meiner Einschätzung, dass die
Bauernhöfe des betroffenen Land-
wirts diesseits der Landesgrenze in
einem ordentlichen Zustand sind.
Differenzierung ist also angesagt.“

Der Abgeordnete betonte über-
dies: „Mir ist es wichtig, dass wir
trotz der schockierenden Bilder und
den offenbar nachgewiesenen Ver-
stößen in unserer Nachbarschaft
nicht die Milchwirtschaft an sich und
erst recht nicht alle Bäuerinnen und
Bauern unter einen Generalverdacht
stellen.“ Wenn Verstöße beim Tier-
schutz oder auch im Naturschutz
vorkommen, würden diese in unse-
rem Land mit aller Härte bestraft.
„Hier gibt es keine Toleranz“, so Ha-
ser. 

Kein Hof arbeite heute unbeob-
achtet vor sich hin. „Deshalb und auf-
grund vieler eigener Besuche auf un-
seren Bauernhöfen begegne ich trotz
dieser aktuellen Vorkommnisse un-
seren Allgäuer Landwirten, die tag-
täglich ihr Bestes für ihre Tiere und
für unsere hochwertige Lebensmit-
telversorgung tun, weiterhin mit tie-
fem Respekt für ihre nicht immer ein-
fache Arbeit.“

Tierquälerei: Kißlegger Höfe
in „ordentlichem Zustand“

Nach Skandal um Großbetrieb Kontrollen auch 
in der Region – Das sagt Raimund Haser zu dem Fall

Zwei kontrollierte Höfe in Kißlegg befinden sich laut Behörden in einem
„ordentlichen Zustand“. FOTO: ANDREAS GEBERT
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